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Wie lassen sich Bürger(in nen) und Unternehmen zum
Energiespa ren und zu anderen Formen klima freund lichen
Verhal tens bewegen? Das europäische Forschungsprojekt
e2democracy untersucht, wie Beteiligungsangebote – online
und offline –-  von den Nutzer(inne)n angenommen werden. 
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ie 1998 verabschiedete Aarhus-Konven-
tion (UNECE 1998) gilt als Meilenstein
auf dem Weg zu einem neuen Verständ-
nis demokratischer Rechte, denn sie um-
fasst die notwendige Einbindung und die
gemeinsame Verantwortung aller gesell -
schaft lichen Gruppen im Interesse einer
nachhaltigen Entwicklung. Damit konnte
die Basis für mehr Umweltdemokratie in
Europa geschaffen werden. Diesen Ein-
schnitt dokumentiert auch der zeitgleich
in den USA geprägte Begriff environmen-
tal democracy (Hazen 1997). Wesent liche
Prinzipien von Partizi pation wie Zugang
zu umweltrelevan ten Informatio nen und
Einbindung al ler Stake holder spielen auch
im Hinblick auf geeignete Klima schutz -
maßnahmen eine wich ti ge Rolle. 
Klimaschutzmaßnahmen wie die deut -
liche Verringerung der CO2-Emissionen
betref fen nicht nur die Industrie und die
Infrastruk turpolitik, sondern auch die ein-
zelnen Bürger(innen), die mit ihrem Kon-
sumverhalten zum CO2-Sparen beitragen
können. Voraussetzung für persönliches
Engagement ist, dass die Bürger(in nen)
die Entwicklung geeigneter Maßnah men
als politische Aufgabe verstehen, die den
individuellen Beiträgen die zur Ziel er rei -
chung nötige Orientierung gibt. Grunwald
(2010) argumentiert, dass derzeit die Ver-
antwortung für Nachhaltigkeit in den pri -
va ten Bereich abgeschoben werde. Aller-
dings sei die bloße Fokussierung auf den
nachhaltigen Konsum des/der Einzelnen
keineswegs ausreichend, um Klimaschutz-
zie le und Umweltschutzmaßnahmen um-
zusetzen. Im Gegensatz zu den erwarte ten
positi ven Umwelteffekten – nachhaltiger
Konsum führt zu geringeren CO2-Emissi -
onen – könnten nämlich „Systemeffekte
und intermediäre gesellschaftliche Me-
chanismen (…) die Folgen des individuel-
len Umwelthandelns modifizieren oder
konterkarieren“ (Grunwald 2010, S. 180). 
Gefordert sind aufeinander abgestimm-
te Maßnahmen aller gesellschaftlichen Ak-
D teure. Auf lokaler Ebene wurden deshalbzahlreiche Klimaschutzprojekte initiiert;
zudem haben sich viele Städte und Ge-
meinden auch in internationalen Bünd-
nissen zu CO2-Einsparungen verpflichtet. 
Potenziale öffentlicher Beteiligung 
mittels elektronischer Medien
Wenngleich Partizipation immer mehr an
Bedeutung gewinnt, ist sie in lokalen Kli-
maschutzprogrammen noch keine Selbst-
verständlichkeit. Grundsätzlich kann man
Partizi pation auf drei Interaktionsebenen
unterscheiden: 1. Information, 2. Konsul-
tation, 3. Mitbestimmung (Kooperation).
Partizipative Methoden können mehrere
Funktionen für die Bürger(innen) erfüllen:
erleichterter Zugang zu Informa tio nen,
Bewusstseins- und Meinungsbildung, Er-
fahrungsaustausch und Diskussion, das
Einbringen von Vorschlägen, Beiträge zu
Problemlösungen und Entscheidungen
sowie die Verstärkung von klimafreundli -
chem Handeln. Bürgerbeteiligung im Be-
reich lokaler Klimaschutzprogramme trägt
dem Bedarf nach Mobilisierung individu -
eller Bereitschaft und Fähigkeit zu klima-
freundlichem Verhalten als notwendiger
Ergänzung zu politischen Steu e rungs- und
Regulierungsmaßnahmen Rechnung. Be -
wusstseinsbildende und verhaltensunter-
stützende Beteiligungsformen können kli-
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mabewusste Verhaltensänderungen för-
dern, die allein durch politische Steuerung
und gesetzliche Vorgaben nicht zu gewähr-
leisten sind (Kubicek 2007). Beim Design
von Beteiligungspro zessen können die von
Thaler und Sunstein (2009) empfohlenen
Erkenntnisse über die geeignete „Gestal-
tung von Wahlmöglichkeiten“ und „sanf-
te Anstöße“ berücksichtigt werden. Gera-
de bei Verhalten mit verzögerten Effekten
und mangelndem Feedback, zum Beispiel
beim Energieverbrauch, sind Handlungs -
alternativen schwierig. In solchen Fällen
können entsprechende geeignete Infor -
ma tionen und recht zeitiges Warnen, Feed -
back und das Aufzeigen von Alternativen
das Verhalten in Richtung wünschenswer-
ter Klimaschutzziele beeinflussen. 
Neue Potenziale dazu bieten elektroni -
sche Formen der Beteiligung über das In -
ternet („E-Partizipation“). Im Vergleich zu
Bürgerversammlungen sind elektronische
Foren mit geringerem Aufwand und hö-
herer zeitlicher Flexibilität realisierbar und
sie können Informationen direkt verfüg-
bar machen und verbreiten. Zudem kön-
nen Elemente des Beteiligungspro zesses
interaktiv gestaltet werden (zum Beispiel
Checklisten, Fragebögen, CO2-Rechner).
Elektronische Partizipation verspricht da-
durch eine Reihe positiver Effekte auf de-
mokratische Prozesse wie erhöhte Trans-
parenz in politischen Strukturen, Bildung
von Sozialkapital (lokale Vernetzung, Stär-
kung der Gemeinschaft), Mobilisierung
politisch interessierter Bürger(innen) und
Stärkung politischen Engagements. 
Ergebnisse der Forschung zu elektro-
nischen Partizipationsformen: 
Das Spektrum elektronischer Beteili-
gungsformen hat sich in den letzten
Jahren vergrößert; vor allem in Stadt-
und Raumplanung haben sie stark zu-
genommen (Kubicek 2007). 
Die Effektivität von Informations- und
Kommunikationstechnologien zur Un-
terstützung klimafreundlichen Verhal-
tens durch geeignete Verbrauchsinfor-
mationen konnte durch mehrere Stu-
dien belegt werden. 
Lanzarone und Zanzi (2010) betonen
das Potenzial sogenannter smart meter
zu effizienterer Ressourcennutzung
und gleichzeitiger Kostensenkung. 
Ein Überblick über zahlreiche empiri-
sche Studien mit dem Nachweis signi-
fikanter Einsparungen beim Verbrauch
von Ressour cen dokumentiert die Be-
deutung von Feedback (Darby 2006). 
Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung
und für soziales Lernen bilden wichti-
ge Faktoren zur Erreichung längerfris-
tig wirksamer Verhaltensänderungen
(vergleiche Talpin und Wojcik 2010). 
Allerdings sind die Effekte von E-Partizi-
pation noch weitgehend unerforscht, da
eine systematische Analyse bislang fehlt. 
Das Projekt e2democracy
Hier setzt das europäische Forschungs -
pro jekt Environmental Electronic Democracy
(e2democracy) an: Es untersucht bestimm-
te Formen der Beteiligung von Bürger(in -
ne)n an der loka len Klimaschutzpolitik in
Deutschland, Ös terreich und Spanien.1 In
Deutschland beteiligen sich Bremen und
Bremerhaven, in Österreich Bregenz und
das Mariazeller Land, in Spanien Pamplo-
na und Saragossa. Den österreichischen
Projektteil – gefördert vom Fonds zur För-
derung der wissenschaftlichen Forschung
– übernimmt das Institut für Technikfol-
gen-Abschätzung (ITA) der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften. 
Das Projekt will die Effekte verschiede -
ner Beteiligungsangebote – on- und off -
line – auf Engagement und Verhalten im
Hinblick auf den Klimaschutz, insbeson-
dere auf Energieeinsparung und CO2-Re-
duktion, untersuchen. Im Fokus stehen
folgende Fragen: 
1. Welche Rolle spielt E-Partizipation
bei Klimaschutzstrategien auf lokaler
Ebene? 
2. Welche Effekte auf umweltbezogene
Einstellungen und Verhaltensweisen
von Bürger(inne)n sowie auf die
loka le Nachhaltigkeitspolitik 
zeichnen sich ab? 
3. Welche Faktoren sind für Nutzung
und Auswirkungen von E-Partizipa-
tion im nationalen sowie im länder-
übergreifenden Vergleich relevant?
Am Anfang jedes Teilprojekts steht eine
Übereinkunft über die Ziele bezüglich der
Einsparung von Treibhausgasemissionen,
an der sich die drei wesentlichen Stakehol-
der beteiligen: die öffentliche Verwaltung,
eine Gruppe von Bürger(inne)n und eine
Gruppe von Unternehmen. Alle Beteilig-
ten berichten in regelmäßigen Abständen
und für die Öffentlichkeit nachvollziehbar
über ihre tatsächlichen Emissionen. Sie
werden dabei unterstützt durch begleiten-
de Beratungsmaßnahmen sowie Beteili -
gungs mög lich kei ten.
CO2-Bilanzierung und Monitoring 
Im Projekt werden Beteiligungsprozesse
untersucht, die eine CO2-Reduktion durch
Energiesparen in verschiedenen Bereichen
(etwa Strom, Heizen, Mobilität) zum Ziel
haben. Die Wissenschaftler(in nen) gehen
von der Annahme aus, dass bestimmte
Komponenten und die Aussicht auf die
angestrebten Effekte die Bereitschaft zu
Verhaltensänderungen erhöhen können: 
1 www.e2democracy.eu
ABBILDUNG: 
Mit Hilfe von CO2-
Rechnern können 
Bürger(innen) ihre
CO2-Emissionen für
verschiedene Lebens -
bereiche ermitteln. 
Im Projekt e2democracy
wird das Instrument
auch zu Feedback-
Zwecken einge setzt 
(Näheres im Text,
S. 310).
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fentliche Einrichtungen und Unterneh-
men an der CO2-Bilanzierung teilnehmen.
Im Oktober 2010 hatten die Klimadia-
loge von e2democracy in den einzelnen be-
teiligten Ländern Deutschland, Österreich
und Spanien unterschiedlich lange Lauf-
zeiten hinter sich, wobei insgesamt ein
wachsendes Engagement der Bürger(in -
nen) erkennbar ist: Die Anzahl registrier-
ter Teilnehmer(innen) ist insgesamt auf
730 gestiegen, davon leisten 420 (knapp
60 Prozent) kontinuierlich aktive Beiträ-
ge. Mit derzeit 280 stellen die Aktiven in
Spanien die bedeutendste Gruppe; sie ver-
zeichnen auch die stärksten Zuwächse. In
Österreich entfällt von den über 120 An-
meldungen der etwas größere Anteil auf
Bregenz, der kleinere auf das Mariazeller-
land. Die Kerngruppe der kontinuierlich
aktiv Beteiligten erreicht hier zwar nicht
ganz den Spitzenwert Spaniens (fast 70
Prozent), immerhin aber einen größeren
Anteil als in Bremen (unter 40 Prozent).
Bisher fällt auf, dass die Gruppe der über
traditionelle Medien Teilnehmenden – die
„Offliner“ – in der überwiegenden Mehr-
heit von Beginn an stabil und aktiv dabei
ist, während die Gruppe der über Inter-
net Beteiligten – die „Onliner“ – nicht das
gleiche Ausmaß an Kontinuität und akti-
ven Beiträgen aufweist. 
Bisher konzentrierten sich die Partizi-
pationsprozesse in allen Regionen weitge -
hend auf Maßnahmen der CO2-Bilanzie-
rung. Über Informationsmaterialien und
Workshops konnten die Teilnehmenden
die Komponenten Online-Rechner und
CO2-Haushaltsbuch kennenlernen. Alle
Beteiligten erhalten einen regelmäßigen
Newsletter sowie Tipps zum Energiespa-
ren und Klimaschutz, die – wie beschrie-
ben – über die Internetseite des Pro jekts
und das CO2-Haushaltsbuch angeboten
werden. Die Auswertungen, die nach Ab-
schluss jeder Erhebung (alle zwei Mona-
te) zur Verfügung gestellt werden, erlau -
ben Rück schlüs se über die jeweils eigene
CO2-Bilanz – auch im Vergleich mit den
Durchschnittswerten der anderen Teil neh -
me r(innen).
In der nächsten Phase können die Bür -
ger(innen) ihre Erfahrungen untereinan-
der austauschen. Darüber hinaus werden
ihnen gezielte Informations- und Bera -
1. der Konsens zwischen den wesentli -
chen Stakeholdern über einen konkre-
ten Klimaschutzbeitrag und die wech-
selseitige Selbstverpflichtung,
2. entsprechendes Monitoring und Trans-
parenz der individuellen Bemühungen,
3. individuelles Feedback über den Ener-
gieverbrauch und die CO2-Emissionen
inklusive Vergleichsmöglichkeiten. 
Ein Kernelement des Beteiligungsprozes-
ses ist die individuelle CO2-Bilanzierung
durch ein Bürgerpanel. Durch Angabe ih-
res Energieverhaltens können Teilnehme -
r(innen) ihre persönliche CO2-Bilanz er-
stellen und kontinuierlich fortführen. Die
Energieverbrauchsdaten werden in CO2-
Äquivalente umgerechnet; damit sind die
Anwender(innen) in der Lage, umwelt-
und klimaschutzrelevante Aspekte ihres
ei genen Verhaltens nachzuvollziehen. Die
Möglichkeit zur CO2-Bilanzierung steht
sowohl online via CO2-Rechner (siehe Ab-
bildung) als auch offline via CO2-Haus-
haltsbuch zur Verfügung. Teilnehmer(in -
nen) mit einem In ternetzugang können
auf ihrem persönlichen CO2-Konto Daten
eingeben und verwalten. Nach jeder Erhe -
bungsperiode stehen Auswertungen zur
Verfügung, die Feedback über das eigene
Verhalten und den Vergleich zu anderen
Haushalten ermöglichen.Um langfristige
Effekte feststellen zu können, erfolgt die
CO2-Bilanzierung regelmäßig (im Zwei-
monatsrhythmus) für einen angestrebten
Zeitraum von etwa zwei Jahren (vergleiche
Kubicek et al. 2010). 
Zwischenergebnisse 
Die Ergebnisse repräsentativer Umfragen,
die zu Projektbeginn durchgeführt wur-
den, deuten auf eine generell hohe Bereit-
schaft zur aktiven Beteiligung im Klima-
schutz hin. In den beiden österreichischen
Untersuchungsregionen sehen sich mehr
als 90 Prozent der Befragten selbst in der
Pflicht, einen großen bis sehr großen Bei-
trag zur CO2-Reduktion zu leisten. Knapp
70 Prozent sind zum Monitoring ihrer Ein-
sparbemühungen durch die individuelle
CO2-Bilanzierung bereit. Zugleich hält ei -
ne breite Mehrheit die gemeinsamen An-
strengungen aller Akteure für zielführend.
Die Motivation nimmt zu, wenn auch öf-
tungsangebote unterbreitet. Verstärkt soll
das Augenmerk auch auf die Klimaschutz-
maß nahmen von Unternehmen und Ver-
waltungsstellen gerichtet werden. 
Inwieweit die im Rahmen des Projekts
gesetzten Maßnahmen, insbesondere die
CO2-Bilanzierung, zu nachhaltig wirksa-
men Effekten führen können, ist zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht absehbar. Aufseiten
der beteiligten Akteure sind allerdings be-
stimmte soziale Lerneffekte oder zumin-
dest ein gesteigertes Bewusstsein für Um-
weltbelange zu erwarten: eine wesentliche
Voraussetzung dafür, das politische Sys-
tem zu größeren Anstrengungen für den
Klimaschutz zu bewegen.
Literatur
Darby, S. 2006. The effectiveness of feedback on energy
consumption. A review for defra of the literature on
metering, billing and direct displays. Oxford, UK:
Environmental Change Institute, University of
Oxford. www.eci.ox.ac.uk/research/energy/
downloads/smart-metering-report.pdf 
(abgerufen 15.11.2010).
Grunwald, A. 2010. Wider die Privatisierung der
Nachhaltigkeit. Warum ökologisch korrekter
Konsum die Umwelt nicht retten kann. 
GAIA 19/3: 178–182.
Hazen, S. 1997. Environmental democracy. In: 
Our planet 8/6. Herausgegeben von United
Nations Environmental Programme (UNEP).
www.unep.org/OurPlanet/imgversn/86/hazen
(abgerufen 15.11.2010).
Kubicek, H. 2007. Electronic democracy and delibe-
rative consultation on urban projects. Putting 
e-democracy into context. Report for the 
Congress of Local and Regional Authorities.
Bremen: University of Bremen.
Kubicek, H. et al. 2010. Comparative evaluation of
the impact of e-participation in local climate
change policy programs. In: Electronic govern-
ment and electronic participation. Herausgege-
ben von J.-L. Chappelet et al. Linz, AT: Trauner.
377–382.
Lanzarone, G.A., A. Zanzi. 2010. Monitoring gas
and water consumption through ICTs for 
improved user awareness. Information, 
Communication & Society 13/1: 121–135.
Talpin, J., S. Wojcik. 2010. Deliberating environ-
mental policy issues. Comparing the learning 
potential of online and face-to-face discussions
on climate change. Policy & Internet 2/2: 
Article 4.
Thaler, R.H., C.R. Sunstein. 2009. Nudge.
Wie man kluge Entscheidungen anstößt.
3. Auflage. Berlin: Econ.
UNECE (United Nations Economic Commission
for Europe). 1998. Übereinkommen über den
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbe-
teiligung an Entscheidungsverfahren und den 
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
(Aarhus-Konvention). New York, NY: UNECE.
